
 

  

S 1 AS 1991/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Sozialgericht Konstanz
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitslosengeld II; endgültige

Leistungsfestsetzung; Einkommen aus
selbständiger Arbeit, Gewerbetrieb oder
Land- und Forstwirtschaft;
Berücksichtigung von Darlehen und
Zuschüssen als Betriebsausgaben

Leitsätze 1.Aufwendungen, für die Darlehen oder
Zuschüsse nach § 16c SGB II gewährt
worden sind, sind nach § 3 Abs. 3 Satz 4
Alg II-V nicht als Betriebsausgaben oder
Investitionen zu berücksichtigen; etwas
Anderes gilt für Zins- und
Tilgungsaufwendungen des Darlehens.
2.Denkbar ist, dass eine nähere
Zweckbestimmung des Darlehens oder
Zuschusses die Nichtberücksichtigung auf
bestimmte Aufwendungen beschränkt
(hier offen gelassen).

Normenkette § 11 SGB II, § 16c SGB II, § 41a Abs. 4 SGB
II, § 3 Abs. 1 Satz 1 Alg II-V, § 3 Abs. 2 Alg
II-V, § 3 Abs. 3 Satz 4 Alg II-V

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 AS 1991/18
Datum 18.06.2020

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen.
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Der Beklagte hat ein Zehntel der auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤ger zu
erstatten.
Die Berufung wird zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um die endgÃ¼ltige Festsetzung von Leistungen nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).

Der 1955 geborene KlÃ¤ger zu 1 ist der Ehemann der 1962 geborenen KlÃ¤gerin zu
2; beide sind Eltern der 2004 geborenen KlÃ¤gerin zu 3. Im hier maÃ�geblichen
Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Juni 2017 lebten sie in einer Haushaltsgemeinschaft.
Der Beklagte gewÃ¤hrte mit Bewilligungsbescheid vom 2. Januar 2017 in der
Gestalt des AbÃ¤nderungsbescheides vom 21. Februar 2017 den KlÃ¤gern zu 1 bis
3 (Januar bis MÃ¤rz 2017) bzw. â�� nach der GewÃ¤hrung von Altersrente an den
KlÃ¤ger zu 1 â�� den KlÃ¤gern zu 2 und 3 (April bis Juni 2017) vorlÃ¤ufig
Arbeitslosengeld II in HÃ¶he von monatlich 82,89 EUR (Januar bis MÃ¤rz 2017) bzw.
119,55 EUR (April bis Juni 2017). Die KlÃ¤gerin zu 2 war in dieser Zeit mit einem
GeschÃ¤ft fÃ¼r Geschenk- und Dekorationsartikel, Seidenblumengestecke und
Schmuckkerzenarrangements gewerblich tÃ¤tig. Bei der vorlÃ¤ufigen
Leistungsbewilligung ging der Beklagte von EinkÃ¼nften in HÃ¶he von monatlich
0,01 EUR aus.

Der KlÃ¤gerin zu 2 wurde mit Bescheid vom 10. Januar 2017 ein Darlehen Ã¼ber
4000 EUR als FÃ¶rderung nach Â§ 16c SGB II gewÃ¤hrt. Im Bewilligungsbescheid ist
ausgefÃ¼hrt: "Ihrem Antrag vom 21.11.2016 auf Darlehen fÃ¼r die Beschaffung
von SachgÃ¼tern, die fÃ¼r die AusÃ¼bung ihrer beruflichen selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit notwendig sind, wird in vollem Umfang stattgegeben."

In der abschlieÃ�enden ErklÃ¤rung zum Einkommen aus selbstÃ¤ndiger TÃ¤tigkeit
(EKS) vom 27. Oktober 2017 sind fÃ¼r den genannten Zeitraum Betriebseinnahmen
i.H.v. 5052,08 EUR und Betriebsausgaben in HÃ¶he von 6709,35 EUR, damit ein
Verlust von insgesamt 1657,24 EUR angegeben worden.

Mit zwei Bewilligungsbescheiden vom 4. Dezember 2017, gerichtet an den KlÃ¤ger
zu 1, auch in Vertretung fÃ¼r die KlÃ¤gerin zu 3, sowie an die KlÃ¤gerin zu 2
wurden vom KlÃ¤ger zu 1 ein Betrag von 34,18 EUR, von der KlÃ¤gerin zu 2 ein
Betrag von 402,16 EUR und von der KlÃ¤gerin zu 3 ein Betrag von 201,00 EUR
zurÃ¼ckgefordert, was den gesamten im Zeitraum Januar bis Juni 2017 gewÃ¤hrten
Leistungen entspricht. In der BegrÃ¼ndung wurde jeweils ausgefÃ¼hrt, dass Ã¼ber
den Leistungsanspruch endgÃ¼ltig entschieden habe werden kÃ¶nnen. Daher sei
festgestellt worden, dass sie keinen Anspruch auf Leistungen hÃ¤tten. Abweichend
zu den Angaben der KlÃ¤ger in der EKS habe man betriebliche Ausgaben in HÃ¶he
des Darlehens von 4000 EUR nicht, hingegen die Darlehnstilgung von monatlich
182,00 EUR als Betriebsausgaben berÃ¼cksichtigt. Die Berechnung sei dem
beiliegenden Berechnungsbogen zu entnehmen.

Die KlÃ¤ger legten hiergegen Widerspruch ein. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrten sie aus,
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das Darlehen sei ein einkommensneutrales Recht, keine Betriebseinnahme und die
damit getÃ¤tigten Anschaffungen keine gewinnmindernden Ausgaben. Es sei fÃ¼r
den Aufbau der Firma und nicht fÃ¼r die Sicherung des jeweiligen
Lebensunterhaltes gewÃ¤hrt worden. Die Einnahmen aus der selbstÃ¤ndigen
TÃ¤tigkeit seien wieder unmittelbar fÃ¼r SachgÃ¼ter (Ware) eingesetzt worden.
Man habe sie auch nicht auf die von dem Beklagten vorgenommene
Abrechnungsweise hingewiesen.

Mit Widerspruchsbescheid vom 14. August 2018 half der Beklagte dem Widerspruch
insoweit ab, als weitere Ausgaben i.H.v. 40,06 EUR (gezahlte Umsatzsteuer im Mai
2017) berÃ¼cksichtigt wurden. Insoweit mindere sich die RÃ¼ckforderungssumme.
Im Ã�brigen wurde der Widerspruch zurÃ¼ckgewiesen. In der BegrÃ¼ndung wurde
ausgefÃ¼hrt, dass nach Â§ 3 Abs. 3 Satz 4 der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-
Verordnung (Alg II-V) darlehensfinanzierte Ausgaben im Rahmen einer
selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit nicht von den Einnahmen abzusetzen seien.

Die KlÃ¤ger zu 1 und 2 haben am 18. September 2018 Klage erhoben und haben im
Laufe des Gerichtsverfahrens (Schriftsatz vom 14. Januar 2020) darauf hingewiesen,
dass ihre Tochter (KlÃ¤gerin zu 3) Mitglied der Bedarfsgemeinschaft sei. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hren die KlÃ¤ger aus, das Darlehen sei zweckgebunden erteilt
worden und dÃ¼rfe nur insoweit berÃ¼cksichtigt werden, als es tatsÃ¤chlich fÃ¼r
den Wareneinkauf Verwendung gefunden habe. Waren seien im maÃ�geblichen
Zeitraum insgesamt nur i.H.v. 3722,06 EUR eingekauft worden. Hiervon seien
lediglich ein Teil aus dem Darlehen, das Ã�brige aus laufenden Betriebseinnahmen
bestritten worden. Privatentnahmen seien nicht erfolgt. Die unternehmerische
Entscheidung der KlÃ¤gerin zu 2, mit den Betriebseinnahmen zunÃ¤chst die
Betriebsausgaben, die nicht WareneinkÃ¤ufe seien, zu bestreiten, und nachrangig,
wenn ein Rest der Betriebseinnahmen verbliebe, die WareneinkÃ¤ufe zu bezahlen,
und nur wenn der Rest der Betriebseinnahmen hierzu nicht ausreiche, auf das
Darlehen zurÃ¼ckzugreifen, sei vernÃ¼nftig und nachvollziehbar. So habe sie in
Monaten, in denen die Betriebseinnahmen nicht ausreichten, um zu bestreitende
Betriebsausgaben zu bezahlen, noch Ã¼ber Darlehensmittel zur Bezahlung der
WareneinkÃ¤ufe verfÃ¼gen kÃ¶nnen. Am Ende des Leistungszeitraums seien von
dem Darlehen noch 1525,21 EUR Ã¼briggeblieben. AbzÃ¼glich des Freibetrages
nach Â§ 11b Abs. 2 SGB II ergebe sich monatlich lediglich ein anzurechnendes
Einkommen von 24,80 EUR.

Der Beklagte ist der Klage entgegengetreten. Er hÃ¤lt seine Entscheidung fÃ¼r
zutreffend und verweist zur BegrÃ¼ndung insbesondere auf den
Widerspruchsbescheid. Er fÃ¼hrt aus, wenn ein Darlehen nicht oder nicht
vollstÃ¤ndig fÃ¼r Investitionen oder Ausgaben eingesetzt werde, wÃ¼rden die
Betriebsausgaben, um einen Betrag bis zur HÃ¶he des aufgenommenen Darlehens
vermindert. Dabei spiele es keine Rolle, ob das Darlehen vollstÃ¤ndig
ausgeschÃ¶pft werde oder nicht.

Der Sach- und Streitstand ist mit den Beteiligten am 18. Februar 2020 erÃ¶rtert
worden. Wegen der Einzelheiten wird auf das Protokoll verwiesen.
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Nach gerichtlichem Hinweis auf Bedenken hinsichtlich der Bestimmtheit der
RÃ¼ckforderungen nach der Reduzierung der Gesamtforderung im
Widerspruchsbescheid um 40,06 EUR hat der Beklagte ein Teilanerkenntnis
abgegeben. Danach kommt der Reduzierungsbetrag nunmehr jedem einzelnen
KlÃ¤ger zugute. Im Falle des KlÃ¤gers zu 1 ist der bisherige RÃ¼ckforderungsbetrag
vollstÃ¤ndig entfallen. Bei der KlÃ¤gerin zu 2 ist er auf 362,10 EUR und bei der
KlÃ¤gerin zu 3 auf 160,95 EUR reduziert worden. Die KlÃ¤ger haben das
Teilanerkenntnis angenommen.

Die KlÃ¤ger beantragen,

die Bescheide des Beklagten vom 4. Dezember 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 14. August 2018 abzuÃ¤ndern und den Beklagten zu
verurteilen, ihnen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem SGB II
zu gewÃ¤hren und hierbei ein monatliches Einkommen aus selbstÃ¤ndiger
ErwerbstÃ¤tigkeit von 24,80 EUR statt von 228,16 EUR zugrunde zu legen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden erklÃ¤rt.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhaltes und des Vorbringens der Beteiligten
wird auf die Gerichtsakten sowie die Verwaltungsakten des Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage, Ã¼ber die die Kammer im EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung entscheidet (Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz â��
SGG), ist zulÃ¤ssig.

Die Klage war ausdrÃ¼cklich nur von den KlÃ¤gern zu 1 und 2 erhoben worden,
nicht aber der KlÃ¤gerin zu 3. Die ausnahmsweise Heranziehung des
MeistbegÃ¼nstigungsgrundsatzes fÃ¼r die Antwort auf die Frage, wer im Rahmen
von Bedarfsgemeinschaften KlÃ¤ger ist, ist nach der Rechtsprechung des BSG auf
die Zeit bis zum 30. Juni 2007 befristet (BSG, Urteil vom 30. Januar 2019, B 14 AS
12/18 R), die Klage war nicht ausdrÃ¼cklich nur zur Fristwahrung erhoben worden
(vgl. BSG, Urteil vom 8. Mai 2019, B 14 AS 20/18 R, SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 102) und
die KlÃ¤ger waren anwaltlich vertreten (vgl. BSG, Urteil vom 8. Mai 2019, B 14 AS
15/18 R, SozR 4-4200 Â§ 11 Nr. 86; BSG, Urteil vom 30. Oktober 2019, B 14 AS 2/19
R, SozR 4-4200 Â§ 22 Nr. 104). Der Hinweis, dass auch die KlÃ¤gerin zu 3 Teil der
Bedarfsgemeinschaft sei, ist damit als Eintritt einer neuen KlÃ¤gerin in das
Klageverfahren anzusehen. Hierauf hat das Gericht hingewiesen. Auf den Eintritt
eines neuen KlÃ¤gers in das Klageverfahren finden die Regelungen der
KlageÃ¤nderung Anwendung (statt aller: Schmidt in: Meyer-
Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 12. Aufl. 2017, Â§ 90 Rn. 6). Diese ist nach 
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Â§ 99 Abs. 1 und 2 SGG zulÃ¤ssig, nachdem sich der Beklagte hierauf eingelassen,
damit in die KlageÃ¤nderung eingewilligt hat.

Die Klage richtet sich gegen die beiden Bescheide vom 4. Dezember 2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 14. August 2018. Die Klage ist im Umfang
des angenommenen Teilanerkenntnisses in der Hauptsache erledigt (Â§ 101 Abs. 2
SGG).

Die Klage ist aber nicht begrÃ¼ndet. Der angefochtene Bescheid ist rechtmÃ¤Ã�ig
und verletzt die KlÃ¤ger nicht in ihren Rechten. Ob die Klage hinsichtlich der
KlÃ¤gerin zu 3 schon deswegen keinen Erfolg haben kann, da die angefochtenen
Bescheide ihr gegenÃ¼ber bereits bestandskrÃ¤ftig (Â§ 77 SGG) geworden sind,
weil sie erst mit dem Schreiben vom 14. Januar 2020, damit nach Ablauf der
einmonatigen Klagefrist des Â§ 87 Abs. 1 Satz 1 SGG der Klage der KlÃ¤ger zu 1 und
zu 2 beigetreten ist, kann das Gericht offenlassen.

Nach Â§ 41a Abs. 3 SGB II entscheiden die TrÃ¤ger der Grundsicherung fÃ¼r
Arbeitssuchende â�� hier der Beklagte als gemeinsame Einrichtung (Â§ 44b SGB II)
â�� abschlieÃ�end Ã¼ber den monatlichen Leistungsanspruch, sofern die
vorlÃ¤ufig bewilligte Leistung nicht der abschlieÃ�end festzustellenden entspricht.
Bei der abschlieÃ�enden Feststellung des Leistungsanspruchs ist nach Â§ 41a Abs.
4 SÃ¤tze 1 und 3 SGB II als Einkommen ein monatliches Durchschnittseinkommen
zugrunde zu legen; als solches ist fÃ¼r jeden Kalendermonat im
Bewilligungszeitraum der Teil des Einkommens zu berÃ¼cksichtigen, der sich bei
der Teilung des Gesamteinkommens im Bewilligungszeitraum durch die Anzahl der
Monate im Bewilligungszeitraum ergibt.

Die Bescheide vom 4. Dezember 2017 sind als abschlieÃ�ende Entscheidung Ã¼ber
den Leistungsanspruch anzusehen, auch wenn einige Formulierungen ("entschieden
werden konnte", "wurde festgestellt") darauf hindeuten kÃ¶nnten, es gebe eine
hiervon getrennte Entscheidung Ã¼ber die LeistungshÃ¶he und in den Bescheiden
werden lediglich die Erstattung geregelt. Dem ist aber nicht so. Zugleich wurde in
den Bescheiden vom 4. Dezember 2017 ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤ger im
maÃ�geblichen Zeitraum keinen Anspruch auf Leistungen zur Sicherheit des
Lebensunterhalts haben. Weiterhin wurde auf beiliegende BerechnungsbÃ¶gen
verwiesen, welche das in den einzelnen Monaten jeweils den Bedarf
Ã¼bersteigende Einkommen auswies. FÃ¼r die Auslegung eines Verwaltungsaktes
ist der "EmpfÃ¤ngerhorizont" eines verstÃ¤ndigen Beteiligten maÃ�geblich, der die
ZusammenhÃ¤nge berÃ¼cksichtigt, welche die BehÃ¶rde nach ihrem wirklichen
Willen (Â§ 133 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch) erkennbar in ihre Entscheidung
einbezogen hat (st. Rspr, s. nur BSG, Urteil vom 13. August 2014, B 6 KA 38/13 R,
SozR 4-2500 Â§ 106 Nr. 47). FÃ¼r die KlÃ¤ger war aus der Gesamtheit der
Bescheide klar erkennbar, dass die Leistungen fÃ¼r Januar bis Juni 2017 auf Null
festgesetzt wurden.

Diese Festsetzung ist auch zutreffend.

Ein Anspruch auf GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld II setzt nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 1
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Nr. 3 SGB II HilfebedÃ¼rftigkeit voraus. Nach Â§ 9 Abs. 1 SGB II ist hilfebedÃ¼rftig,
wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus dem zu
berÃ¼cksichtigenden Einkommen oder VermÃ¶gen sichern kann und die
erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von AngehÃ¶rigen oder von
TrÃ¤gern anderer Sozialleistungen erhÃ¤lt. Die KlÃ¤ger lebten im Zeitraum Januar
bis MÃ¤rz 2017 in einer Bedarfsgemeinschaft (Â§ 7 Abs. 3 SGB II), so dass nach Â§ 9
Abs. 2 SGB II Einkommen gegenseitig zu berÃ¼cksichtigen ist. FÃ¼r die Zeit von
April 2017 lebten sie in einer Haushaltsgemeinschaft von Verwandten, fÃ¼r die
nach Â§ 9 Abs. 5 SGB II vermutet wird, dass Leistungen gewÃ¤hrt werden, soweit
dies nach dem Einkommen erwartet werden kann.

Als Einkommen zu berÃ¼cksichtigen sind nach Â§ 11 Abs. 1 Satz 1 SGB II
Einnahmen in Geld abzÃ¼glich der nach Â§ 11b SGB II abzusetzenden BetrÃ¤ge mit
Ausnahme der in Â§ 11a SGB II genannten Einnahmen. Die aufgrund der
VerordnungsermÃ¤chtigung des Â§ 13 SGB II erlassene Alg II-V regelt in ihrem Â§ 3
die Berechnung des Einkommens aus selbstÃ¤ndiger Arbeit, Gewerbebetrieb oder
Land- und Forstwirtschaft. Nach Â§ 3 Abs. 1 Satz 1 Alg II-V ist bei der Berechnung
des Einkommens von den Betriebseinnahmen auszugehen. Nach Â§ 3 Abs. 2 Alg II-V
sind von den Betriebseinnahmen die im Bewilligungszeitraum tatsÃ¤chlich
geleisteten notwendigen Ausgaben (mit Ausnahme der nach Â§ 11b SGB II
abzusetzenden BetrÃ¤ge) ohne RÃ¼cksicht auf steuerrechtliche Vorschriften
abzusetzen.

Der Beklagte hat seiner Berechnung die von den KlÃ¤gern angegebenen
betrieblichen Ausgaben vollstÃ¤ndig zugrunde gelegt. Streitig ist lediglich die
BerÃ¼cksichtigung der Darlehensleistung. Hierzu regelt Â§ 3 Abs. 3 Satz 4 Alg II-V:
"Ausgaben sind ferner nicht abzusetzen, soweit fÃ¼r sie Darlehen oder ZuschÃ¼sse
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch erbracht oder betriebliche Darlehen
aufgenommen worden sind."

Â§ 3 Abs. 3 Satz 4 Alg II-V stellt nicht darauf ab, ob die Ausgaben "aus dem
Darlehen" getÃ¤tigt worden sind, sondern ob das Darlehen "fÃ¼r sie" (also fÃ¼r die
Ausgaben) gewÃ¤hrt worden ist. Das Darlehen ist zum Aufbau einer gewerblichen
TÃ¤tigkeit der KlÃ¤gerin zu 2 gewÃ¤hrt worden. HierfÃ¼r ist es auch einzusetzen
und zwar in dem Umfang und zu dem Zeitpunkt, in dem die durch das Darlehen
gewÃ¤hrte Geldleistung benÃ¶tigt wird. Dies ergibt sich aus dem Zweck des
Darlehens, so dass es keiner gesonderten Regelung durch das Jobcenter bedarf, zu
welchem Zeitpunkt es einzusetzen ist. Dieser ergibt sich vielmehr aus der
betrieblichen Notwendigkeit. Hier endet auch die Freiheit der unternehmerischen
Entscheidung, auf die die KlÃ¤ger abstellen. Sie berechtigt nicht dazu, zielgerichtet
gewÃ¤hrte Leistungen fÃ¼r eine spÃ¤tere Verwendung ("fÃ¼r schlechtere Zeiten")
zurÃ¼ckzuhalten und so LeistungsansprÃ¼che auf Arbeitslosengeld II entstehen zu
lassen.

Die Urteile des LSG Niedersachsen-Bremen vom 23. April 2012, L 9 AS 757/11, und
des SG Leipzig vom 4. September 2013, S 17 AS 3292/11, auf welche die KlÃ¤ger
verwiesen haben, vermÃ¶gen hier schon deswegen keine Bedeutung zu erlangen,
da sie Sachverhalte betreffen, die vor der EinfÃ¼hrung des Â§ 3 Abs. 3 Satz 4 Alg II-

                               6 / 8

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11b.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/13.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11b.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%209%20AS%20757/11
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2017%20AS%203292/11


 

V lagen. Die Vorschrift ist mit dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur
Ã�nderung des Zweiten und ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch vom 24. MÃ¤rz
2011 (BGBl. I S. 453) mit Wirkung vom 1. April 2011 (siehe Art. 14 Abs. 3 des
Gesetzes) eingefÃ¼gt worden. Im Ã�brigen ging es in den genannten
Entscheidungen um die BerÃ¼cksichtigung von betrieblichen Darlehen als
Einkommen, nicht um eine Verminderung betriebliche Ausgaben durch
Darlehensleistungen.

Die Fachlichen Weisungen der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit zu Â§ 11 bis 11b SGB II
(Stand: 18. August 2016; hier 11.32) stellen auf die "mit dem Darlehen getÃ¤tigten
allgemeinen Betriebsausgaben oder Investitionen" ab. Das kÃ¶nnte so verstanden
werden, dass lediglich die Betriebsausgaben und Investitionen nicht als
Betriebsausgaben anerkannt werden kÃ¶nnen, die aus Mitteln des Darlehens
bezahlt worden sind. Dieses VerstÃ¤ndnis erscheint aber nach dem Wortsinn nicht
zwingend und steht zudem dem dargelegten Regelungszweck entgegen. Als
Verwaltungsvorschriften binden die Fachlichen Weisungen das Gericht ohnehin
nicht (vgl. nur LSG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 21. Januar 2016, L 31 AS 1974/15
).

Ob die Bestimmung im Bescheid vom 10. Januar 2017 "fÃ¼r die Beschaffung von
SachgÃ¼tern, die fÃ¼r die AusÃ¼bung ihrer beruflichen selbstÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
notwendig sind" als Zweckbestimmung zu sehen ist, mit der Bindung, dass hieraus
nur WareneinkÃ¤ufe bestritten werden dÃ¼rfen und dies entsprechend im Rahmen
des Â§ 3 Abs. 3 Satz 4 Alg II-V ("fÃ¼r sie") BerÃ¼cksichtigung finden muss, braucht
das Gericht nicht zu entscheiden. Hierauf deuten die AusfÃ¼hrungen im Urteil des
LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 9. Dezember 2014, L 12 AS 1858/13, juris-Rn. 28,
hin. Dort unterschied das Gericht zwischen Ausgaben, die sich einem
Investitionsplan (als Teil eines Businessplans) zuordnen lieÃ�en, der wiederum
Grundlage eines zweckgebundenen FÃ¶rderkredits einer Bank war, und anderen
Ausgaben, die darin nicht vorgesehen waren.

Folge einer solchen Betrachtung wÃ¤re, dass lediglich die Betriebsausgaben fÃ¼r
den Wareneinkauf um die DarlehenshÃ¶he zu vermindern wÃ¤ren. Damit wÃ¼rden
sich die gewerblichen Einnahmen im Zeitraum Januar bis Juni 2017 gegenÃ¼ber der
den angefochtenen Bescheiden zugrunde gelegten Berechnung des Beklagten
lediglich um 277,94 EUR (4000 EUR â�� 3722,06 EUR) verringern. Auch in diesem
Fall wÃ¼rde sich kein Anspruch auf Arbeitslosengeld II ergeben.

Den nach Â§ 41a Abs. 5 SGB II vorgegebenen Zeitraum fÃ¼r die endgÃ¼ltige
Entscheidung von einem Jahr nach Ablauf des Bewilligungszeitraums hat der
Beklagte ebenfalls eingehalten.

Nach Â§ 41a Abs. 6 Satz 1 und 3 SGB II sind die aufgrund der vorlÃ¤ufigen
Entscheidung erbrachten Leistungen auf die abschlieÃ�end festgestellten
Leistungen anzurechnen. Ã�berzahlungen, die nach der Anrechnung fortbestehen,
sind zu erstatten. Die sich somit ergebenden Erstattungen hat der Beklagte in den
Bescheiden vom 4. Dezember 2017 im VerhÃ¤ltnis der gewÃ¤hrten Leistungen auf
die KlÃ¤ger verteilt. Die einzelnen ErstattungsbetrÃ¤ge sind bei Hinzunahme der
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https://dejure.org/BGBl/BGBl%20I%202011,%20453
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/11b.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2031%20AS%201974/15
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2012%20AS%201858/13
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41a.html


 

Teilabhilfe im Widerspruchsbescheid und des im Laufe des Klageverfahrens
erklÃ¤rten Teilanerkenntnisses hinreichend bestimmt im Sinne des Â§ 33 Abs. 1
Zehntes Buch Sozialgesetzbuch.

Damit hat die Klage keinen Erfolg haben kÃ¶nnen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt den Umstand,
dass im Widerspruchsverfahren eine Teilabhilfe sowie im Laufe des Klageverfahrens
ein Teilanerkenntnis ergangen ist, die die RÃ¼ckforderungen jeweils reduzieren.
Zur Klarstellung weist das Gericht darauf hin, dass die gerichtliche Entscheidung
Ã¼ber die Kosten wegen des Grundsatzes der Einheitlichkeit der
Kostenentscheidung an die Stelle derjenigen im Widerspruchsverfahren (Erstattung
von 10 v.H. der auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤ger im Widerspruchsverfahren)
tritt, die gegenstandslos geworden ist (BSG, Urteil vom 19. Oktober 2016, B 14 AS
50/15 R, SozR 4-1300 Â§ 63 Nr. 25).

Die Berufung bedarf der Zulassung, da der Beschwerdegegenstand 750,00 EUR
nicht Ã¼bersteigt und auch nicht wiederkehrende oder laufende Leistungen fÃ¼r
mehr als ein Jahr betroffen sind (Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Satz 2 SGG). Bei
BerÃ¼cksichtigung der Berechnung der KlÃ¤ger wÃ¼rde sich ein geringfÃ¼gig
geringerer Leistungsanspruch als die vorlÃ¤ufig gewÃ¤hrten Leistungen ergeben,
der unter 750,00 EUR bliebe.

Die Rechtssache hat grundsÃ¤tzliche Bedeutung, so dass die Berufung zugelassen
wird.

Erstellt am: 20.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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https://dejure.org/gesetze/SGB_X/33.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2050/15%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2050/15%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
http://www.tcpdf.org

